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So – es wurde Zeit, Klimabewegung is back in big! Am 25. September ruft
Fridays for Future zum globalen Klimastreik auf, Ende Gelände startet im
gleichen  Zeitraum  (23.-28.  September)  Aktionen  im  Rheinischen
Braunkohlerevier,  auch  wir  sind  am  Start!

Unsere Ausgangslage ist dabei deutlich beschissener als noch vor rund einem
Jahr, als Millionen auf die Straße gingen, um für eine effektive Klimapolitik
zu demonstrieren. Praktisch und ein kleiner Trost wär’s gewesen, wenn die
Corona-Krise die menschengemachte Erderwärmung zumindest ein kleines
Bisschen  kühl  angehaucht  hätte–  aber  nix  davon!  Es  wird  davon
ausgegangen, dass 2020 höchstens 7 % weniger CO2 emittiert werden als
2019 (dpa), zu wenig, um irgendetwas gegen den Klimawandel auszurichten.

Und  auch  sonst  sieht’s  miese  aus.  Statt  aus  der  Kohleverstromung
auszusteigen, gibt’s mit Datteln IV einen nagelneues Steinkohlekraftwerk.
Die Lufthansa wird vom deutschen Staat mit gigantischen Summen gerettet,
die  selbstinszenierte  Klimavorreiterin  Deutsche  Bahn  muss  2  Mrd.  Euro
allein beim Personal einsparen und zu einem großen Teil mit Datteln-Strom
fahren. Die deutsche Autoindustrie kriegt Milliarden in den Arsch geblasen,
wer  sich ein  E-Auto  kauft,  kriegt  fette  Zuschüsse für  ein  Fahrzeug,  das
überhaupt erst nach 8 Jahren grüner ist als ein Benzinauto…und auch mit
Strom aus fossiler Energie fährt.

Corona und die Krise und die Umwelt

Die  Rettung  der  Lufthansa  und  erhöhte  staatliche  Förderungen  in  der
Autoindustrie sind unmittelbare Folgen der Coronavirus-Pandemie, welche zu
einer massiven Wirtschaftskrise führte. Wäre also ohne Corona wirtschaftlich
alles super? Nein, sicher nicht. Corona ist zwar der Auslöser der Krise, ja.
Aber genau genommen erleben wir weltweit betrachtet eine durchgehende
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Krise  seit  2008  /  2009.  Corona  hat  diese  massiv  verschärft,  irgendeine
Verschärfung war aber sowieso überfällig und wurde seit gut zwei Jahren
erwartet von Ökonom_Innen erwartet.

Warum kommt’s eigentlich immer wieder zu Krisen – mit und ohne Virus? Es
liegt an der Art und Weise wie der Kapitalismus funktioniert. Er trägt die
niemals endende Ausweitung und Intensivierung der Produktion als Zwang in
sich.  Wer  Kapitalist_In  ist  muss,  um auf  dem Markt  zu  überleben,  den
Großteil seines Gewinns erneut in die Produktion investieren. Genauso wie
unsere Erde hat der Markt dabei aber eine Grenze. Irgendwann bietet sich
für Kapitalist_Innen keine ausreichend attraktive Möglichkeit mehr, worin sie
investieren können. An diesem Punkt befinden wir uns nun schon einige
Jahrzehnte. Wenn es im industriellen Bereich kaum noch Möglichkeiten zur
Investition gibt,  fließt Kapital in unproduktivere Bereiche, es kommt zum
Beispiel zu Immobilien- oder Kreditblasen. Hinter den Geldgewinnen steckt
hier  kein  realer  Gegenwert  mehr.  Das  bringt  den  Kapitalismus  in  eine
Schieflage,  bis ihn zum Beispiel  ein Virus (2020) oder eine Bankenpleite
(2009) zum Kippen bringt. Kein Gesetz, keine „Degrowth-Politik“ kann diesen
Mechanismus unterbinden, die Konkurrenz selbst verhindert das. „Degrowth-
Politik“  eines  einzelnen  Staates  innerhalb  des  Kapitalismus  heißt:
wirtschaftlicher  Selbstmord.

Was hat das jetzt mit der Krise der Umwelt zu tun? Sehr viel. Auch wenn eine
Krise  erst  mal  dafür  sorgt,  dass  z.B.  weniger  CO2  emittiert  wird,  weil
Fabriken  die  Produktion  drosseln,  so  ist  auf  lange  Sicht  eine  Krise  ein
Brandbeschleuniger  für  den  Planeten.  Denn  nur  weil  Krise  ist,  hört  die
Konkurrenz zwischen Kapitalist_Innen und ihren Staaten nicht auf – sie wird
im Gegenteil viel brutaler und auf Kosten der Umwelt und der breiten Masse
der Bevölkerung ausgetragen. Beispiele gibt’s nicht erst seit Corona. China
befindet  sich  seit  Jahren  im wirtschaftlichen  Aufstieg  und  scheißt  dabei
großzügig auf Klima- und Umweltpolitik. Die USA sehen sich davon bedroht
und kündigten 2017 den Austritt aus dem Pariser Klimaabkommen an (das
selbst ein Witz war).

Nur wer kapiert, dass es eine zugespitzte internationale Konkurrenz gibt,
wird  verstehen,  warum  die  Bundesregierung  die  Lufthansa  und  die



Autokonzerne mit Milliarden auffängt. Es geht um die Konkurrenzfähigkeit
deutscher Kapitalist_Innen auf der Welt. Der Staat agiert nicht zufällig so,
denn  er  ist  selbst  ein  kapitalistischer  Staat  und  eng  verwoben  mit  den
Konzernen und Banken.

Die  Konkurrenz  selbst  gipfelt  im  Kapitalismus  darin,  dass  die  stärksten
Mächte immer wieder an den Punkt gedrängt werden um die Neuaufteilung
der  Welt  in  Einflussgebiete,  Absatzmärkte,  Rohstoffquellen  und
Produktionsstandorte zu kämpfen – wir sprechen vom Imperialismus. Das
geht politisch-diplomatisch, in letzter Instanz aber mit Gewalt,  mit Krieg.
Dabei versuchen diese Mächte ihre Krise auf drei Arten zu lösen:

– Abwälzung der Krisenkosten auf ihre eigene Bevölkerung, im Wesentlichen
die Arbeiter_Innenklasse durch eine verschärfte Ausbeutung

– Abwälzung der Krisenkosten auf die halbkoloniale Welt, also schwächere,
wirtschaftlich von großen Mächten abhängige Staaten, hier schlägt die Krise
bereits jetzt brutaler zu, z.B. aufgrund miserabler Gesundheitsinfrastruktur

– Abwälzung der Krisenkosten auf andere Weltmächte
Das Ziel ist jeweils im Konkurrenzkampf auf Kosten Anderer zu überleben.
Bei all dem kann es sich ein kapitalistischer Staat kaum leisten, auf einen
wirklichen, effektiven Schutz der Umwelt zu Wert zu legen. Die Konkurrenz
und ewige Produktionsausweitung tragen bereits in sich, dass es das nicht
geben kann, eine Krise tritt dabei immer wieder auf und verschärft das.

Als  würde  das  nicht  schon  reichen,  droht  noch  ein  weiterer
Brandbeschleuniger.  Die  Coronakrise  hat  der  politischen  Rechten
Rückenwind  verliehen.  So  sammelt  sich  ein  ekelhafter  Sud  aus  Nazis,
Verschwörungstheoretiker_Innen und Rechtspopulist_Innen bis weit  in die
bürgerliche Mitte hinein.  Die Schnittmenge derer,  die sowohl Corona als
auch den Klimawandel leugnen, ist  wohl groß.  Dabei  schaffen es Rechte
mittlerweile nicht nur in ihren klassischen Hochburgen große Demos auf die
Beine zu stellen. Die rechtsoffenen Aktionen von „Querdenken 711“ haben
auch in z.B. in Baden-Württemberg Massen auf die Straße gebracht. Schon
allein  deshalb  muss  sich  eine  Klimabewegung  ebenso  dem  Rechtsruck



entgegenstellen. Dazu aber später noch mehr.

Und jetzt? Alles nur scheiße?!

Scheint  fast  so…aber  es  gibt  auch  eine  Reihe  von  Chancen  für  die
Umweltbewegung. Aber um diese zu erkennen, müssen wir uns fragen, was
die  Probleme  von  Fridays  for  Future  und  einem  großen  Teil  der
Umweltbewegung  waren…schon  bevor  Corona  uns  zurückwarf.

Millionen Menschen auf der Straße, Bitten, Flehen, Weinen und Schreien
gegenüber der Politik haben was gebracht? – nichts,  also fast  nichts…es
brachte uns einen Joke, einen schlechten Witz, ein Klimapaket, das weder die
Namen „Klima“ noch „Paket“ verdient hat. Ist die Regierung einfach nur taub
und blöde, dass sie die gesellschaftliche Debatte, die wir anstießen, nicht
hörten; unsere Forderungen auf tausenden Pappdeckeln nicht sahen? Nö. Sie
macht,  was  sie  als  Regierung  eines  kapitalistischen  Staates  tun  muss  –
nämlich  Politik  fürs  Kapital.  Sie  kann  nicht  anders  und  will  es  davon
abgesehen  auch  gar  nicht  anders.  Klimapolitik  gibt’s  nur,  wenn  es  der
deutschen Exportindustrie nutzt. Und wir sollten ja nicht glauben, dass das
mit einem Jakob Blasel oder einer Luisa Neubauer von Fridays for Future
bzw. den Grünen an der Regierung anders liefe. Wer wie die Grünen den
Kapitalismus grün anstreichen will, wird unterm Strich kapitalistische Politik
machen…die niemals nie grün sein kann (siehe oben, Konkurrenz und so).

Am Rande bemerkt: Die LINKEN können aus der Klimabewegung gar keinen
Erfolg  ziehen.  Gerade  mal  1% der  Befragten  einer  Tagesschau-Umfrage
trauen der Linken eine gute Klimapolitik zu. Naja, wer Braunkohletagebaue
in der Lausitz (Welzow II) unterstützt und auch sonst nichts gegen die Krise
leistet hat’s wohl nicht besser verdient. Die anderen Parteien im übrigen
auch nicht, aber die sind wohl besser darin ihre klimaschädliche Realpolitik
umweltfreundlich zurechtzubiegen.

Mit den Bitten an die Regierung, RWE, VW und Co. muss das jetzt mal vorbei
sein, es gab Zeit genug zu erkennen, dass damit nichts zu erreichen ist, was
den Planeten lebenswert hält. Die Strategie muss eine andere sein – eine
antikapitalistische.



Was heißt das? Das heißt z.B. VW, RWE und Co nicht zu bitten, mehr fürs
Klima zu tun, sondern sie zu enteignen! Kein Profit mit der Zerstörung des
Planeten! Und dann? Wer übernimmt die Kraftwerke usw.? Der Staat? Jein.
Enteignen heißt zwar erst mal, dass die Betriebe in Staatshand übergehen,
aber der Staat besitzt diese erstens sowieso schon teilweise und zweitens
kann er sie genauso schmutzig weiterführen. Es ist eine Frage der Kontrolle.

Wir  stellen  uns  vor,  dass  die  Beschäftigten  selbst  die  Produktion
kontrollieren sollen, umgestalten sollen, sodass z.B. schnellstmöglich eine
Autoproduktion massiv auf Schienenfahrzeuge umgestellt  wird. Alles,  was
damit  verbunden  ist  –  Produktionsumbau,  Umschulung  usw.,  haben  die
Kapitalist_Innen zu zahlen!

Aber sind die Arbeiter_Innen denn dafür zu haben? Die haben ja auch Fridays
for Future so gut wie nicht unterstützt! Tja, weil sie davon nicht so richtig
angesprochen waren. Die Erfahrung ist nämlich, dass sie z.B. in Form einer
CO2 Steuer eine unzureichende Klimawende bezahlen. Aber es ist nicht so,
dass Arbeiter_Innen grundsätzlich nicht  gewinnbar wären.  Es gibt  einige
Chancen:

– die Tarifverhandlungen von Ver.di zum Nahverkehr sind ein wunderbarer
Anknüpfungspunkt für uns. Es gilt Druck mit den Arbeiter_Innen zusammen
auf Ver.di und die Bosse zu machen und einen kostenlosen, gut ausgebauten
Nahverkehr zu fordern, mit höheren Löhnen für Beschäftigte und verkürzter
Arbeitszeit, bezahlt durch eine Besteuerung der Profite der Autokonzerne

– die Krise führt zu großen Entlassungen und Kurzarbeit. Dagegen sollten wir
fordern:  Wir  zahlen nicht  die  Krise der Bosse!  Arbeitszeitverkürzung bei
vollem Lohn und keine Entlassung! Geplante Umstellung der Produktion auf
eine wirklich nachhaltige Basis!

– die Coronakrise zeigte die Instabilität unseres Gesundheitssystems. Warum
fordert  nicht  auch  Fridays  for  Future  eine  kostenlose,  gut  ausgebaute
Gesundheitsversorgung sowie Kommunalisierung der Krankenhäuser?

Hä? Aber die letzte Forderung hat doch gar nichts mit der Umwelt zu tun?!
Erstmal hat alles mit der Umwelt zu tun, z.B. wenn ein Krankenhaus eine



Uralt-Heizung  verwendet.  Zentral  ist  aber  zweitens  folgendes:  Die
Klimabewegung  muss  es  schaffen  Kämpfe  zu  verbinden,  dabei  eine
Antikrisenbewegung  aufbauen  und  sich  mit  der  Arbeiter_Innenklasse
insgesamt zu verbünden. Nur sie könnte überhaupt eine Enteignung von VW
und Co grün umsetzten.

Kämpfe verbinden heißt auch, eine klar antirassistische Haltung zu beziehen,
sich dem Rechtsruck entgegenzustellen. Da reicht es nicht, auf Instagram die
Evakuierung  Morias  zu  fordern,  sondern  offene  Grenzen  und  einen
antirassistischen Selbstschutz aufzubauen und genau das überall zu fordern,
sei  es in Garzweiler oder auf einem Verdi  Streik.  Die Klimakrise ist  der
Fluchtgrund Nr. 1.

Wenn wir anfangen, diese Perspektive zu diskutieren und zu fordern, eine
antikapitalistische  und  antirassistische  Bewegung  gegen  die  Krisen  in
Umwelt,  Gesundheit,  den  Betrieben  und  nicht  zuletzt  an  mörderischen
Grenzen aufzubauen, dann kann es möglich sein, dass die Klimabewegung
die Initiatorin wird,  den Rechtsruck und die Angriffe der Regierung und
Konzerne aufzuhalten.

Die Alternative heißt sie weiter anzuflehen und daran zu verzweifeln.


